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Die Emission von Kohlendioxid steht der-
zeit in den Schlagzeilen. Die Klimakrise
mit ihren weltweiten Ausmaßen zeigt aber
auch eine weltanschauliche Prägung mit
nationalen Zügen. Eine effiziente und ver-
nunftorientierte Bekämpfung der Klima-
krise wird dadurch erschwert. Nun wird
durch die deutsche Politik die nationale
Treibhausgasneutralität fünf Jahre früher
angestrebt im Vergleich zur EU, die es im
Jahr 2050 schaffen will. Der deutsche An-
teil an den weltweiten Dimensionen be-
trägt 1,6 Prozent, der Anteil der EU ins-
gesamt 6,6 Prozent, und China ist „Spit-
zenreiter“ mit 23,9 Prozent.
Deutsche Maßnahmen werden weniger
bewirken als wenn deutsche Unterstüt-
zung für Indien geleistet würde, das mit
einem Anteil von 5,3 Prozent an der glo-
balen Emission weltweit vorne steht: Eine
Milliarde Euro für Emissionsreduktionen
in Indien wären mehr „wert“ als eine Mil-
liarde Euro in Deutschland. Effizienz steht
aber nur eingeschränkt auf der nationalen
Tagesordnung.
Weitgehend klimaneutral ist in der CO2-
Perspektive die Kernenergie, die aber in
Deutschland nicht einmal debattiert wird.
Für den Weltklimarat IPCC könnte diese
ein Teil einer Lösung sein. Die „Bilder“
von Tschernobyl und Fukushima prägen
aber das Gedächtnis, das neuere Forschun-
gen zur Kernenergie kaum zur Kenntnis
nehmen kann beziehungsweise will. Wenn
in Deutschland die Kernkraftwerke abge-
stellt sind, wird Deutschland aber nicht
„kernenergiefrei“ sein: durch den Import
von Strom aus Frankreich bleibt Deutsch-
land indirekt der Kernenergie geöffnet,
ohne die eigene „weiße Weste“ moralisch
beschmutzen zu wollen. Das ist irrational
und grenzt an Selbstbetrug.

„Umweltschutz“ steht
gegen „Umweltschutz“

In früheren Jahren stand „Umweltschutz“
häufig gegen die „Ökonomie“. Inzwischen
steht auch „Umweltschutz“ gegen „Um-
weltschutz“: wenn Windkrafträder aus
Gründen des Naturschutzes oder wegen zu
geringer Distanz zur Wohnbebauung nicht
erstellt werden dürfen. Aus gleichen
Gründen können die Stromnetze kaum in
der nötigen Form realisiert werden. Das
Motto scheint in solchen Fällen zu sein:
„Wasch mir den Pelz, aber mach mich
nicht nass.“
Zur Ideologie wird es besonders dann,
wenn das Thema auf den „Diesel“ kommt.
In früheren Jahren rankten die Diskussio-
nen um den Diesel speziell um die Aspek-
te Ruß und Stickoxide. Neuere Untersu-
chungen weisen nach, dass in Bezug auf
Kohlendioxid-Emissionen die Diesel-
PKW leicht günstigere Werte haben als
die Benziner unter den Verbrennungsmo-
toren. Und die gesamte CO2-Bilanz für
e-Autos ist auch abhängig von der Art des
erzeugten Stromes.
Der Diesel könnte eine leichte Rehabilita-
tion erfahren – wird es aber nicht. Wenig
im Bewusstsein ist auch der Anteil anderer
Faktoren in unserem Umgang mit der
Umwelt in Bezug auf die CO2-Emission:
Rindfleisch verursacht etwa das Sieben-
fache an Emissionen als Schweinefleisch.
Wenn wir die „Brille der Weltanschauun-
gen“ absetzen, wird die Sicht klarer.
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Auf diesem von der nordkoreanischen Regierung zur Verfügung gestellten Foto zeigt Kim Jong Un (vorne,M), Machthaber inmitten von Befehlshaber der Streit-
kräfte seine Macht. Nordkoreas Machthaber Kim Jong Un inszeniert sich gern als leutseliger Staatsführer. Foto: Uncredited/KCNA via KNS/dpa
den Diktator
Nordkoreanische Zwangsarbeiter, die in Afrika, in Katar oder in Russland eingesetzt werden,

bringen Geld in die Kassen des weltweit isolierten Landes V O N C A R L - H E I N Z P I E R K

as Independence Museum in
Windhoek ist schwer zu überse-
hen. Es thront auf einem Hügel
mitten in der Hauptstadt Nami-

ias. Drei dicke Pfeiler, dazwischen schwebt
in Zylinder. Es sieht aus wie eine riesige
affeemaschine. Das Unabhängigkeitsmu-

eum wurde 2014 eingeweiht und zeigt auf

schen Aktivitäten mit verschiedenen afrika-
nischen Ländern.

Unübersehbares Zeichen der Zusammen-
arbeit Nordkoreas mit afrikanischen Staa-
ten sind eine Reihe von monumentalen
Bronzeplastiken und Denkmälern bedeu-
tender Freiheitskämpfer. Alle tragen die
künstlerische Handschrift der Monumen-

schen „Guardian“ etwa 2 800 nordkoreani-
sche „Gastarbeiter“ auf Baustellen für die
Fußball-WM 2022 in Katar. Der Golfstaat
war aufgrund der Ausbeutung ausländi-
scher Arbeiter und der generellen Men-
schenrechtsverletzungen an den Stadion-
baustellen zuletzt immer stärker in die Kri-
tik geraten.

umgerechnet 100 US-Dollar Lohn zusätz-
lich in einen „Loyalitätsfonds“ des Regimes
abführen. IGFM-Informationen zufolge
sollen damit Wohnprojekte in Nordkoreas
Hauptstadt Pjöngjang finanziert werden,
die Staatschef Kim Jong-un kürzlich auf
dem Parteitag der Kommunistischen Partei
s

mehreren Ebenen vor allem Fotoausstel-
lungen zur kolonialen Vergangenheit Nami-
bias sowie zum Befreiungs- und Unabhän-
gigkeitskampf der heutigen Regierungspar-
tei Swapo. Interessanter als das wenig äs-
thetische Bauwerk ist die Herkunft: Es wur-
de entworfen und errichtet von der staatli-
chen nordkoreanischen Firma „Mansudae
Overseas Projects.“

Auffällig ist die Zusammenarbeit Pjöng-
jangs mit afrikanischen Staaten. Der Ein-
fluss Nordkoreas in Afrika geht zurück in
die 60er und 70er Jahre, in denen das kom-
munistische Land zahlreiche Befreiungsbe-
wegungen unterstützte und militärische,
diplomatische sowie kulturelle Beziehun-
gen aufbaute. Aufgrund seines weltweit kri-
tisierten Atomprogramms sowie Men-
schenrechtsverletzungen verhängte der
UN-Sicherheitsrat seit 2006 mehrmals
wirtschaftliche Sanktionen mit dem Ziel
der Isolation des Landes. Um hier einen
Ausgleich zu schaffen, verstärkte Nord-
korea seine wirtschaftlichen und politi-
tenfabrik „Mansudae Overseas Projects“.
Insgesamt soll es Denkmäler in 16 afrikani-
schen Staaten geben.
So ähnelt der sogenannte Heldenfriedhof in
Simbabwe vor den Toren der Hauptstadt
Harare in seiner Bauweise einer Gedenk-
stätte in Pjöngjang. Neben anderen Bau-
werken wie das Staatshaus erinnert in der
namibischen Hauptstadt eine von nordko-
reanischen Arbeitern errichtete überdi-
mensionale Bronzestatue an den Grün-
dungspräsidenten Sam Nujoma.

Mit dem Bau von Denkmälern und Mili-
täreinrichtungen im Ausland hat das staat-
liche Unternehmen „Mansudae Overseas
Projects“ über Jahrzehnte hinweg ein Ver-
mögen für Nordkoreas Machthaber erwirt-
schaftet. Diktator Kim Jong-un braucht De-
visen. Die sollen ihm Tausende Nordkorea-
ner verschaffen, die für ihn in der ganzen
Welt schuften. Benötigt werden die Nord-
koreaner bevorzugt auf dem Bau, im Berg-
bau und in der Holz- oder Textilindustrie.
So arbeiten nach Informationen des briti-
Die Situation der Arbeiter ist katastro-
phal, betont Martin Lessenthin, Vorstands-
sprecher der Internationalen Gesellschaft
für Menschenrechte, gegenüber dieser Zei-
tung: „Deren Angehörigen bleiben als Gei-
seln in Nordkorea. Bei Fluchtversuchen
werden diese Angehörigen drakonisch be-
straft. Die Zwangsarbeiter besitzen keinen
Arbeitsvertrag, müssen täglich zehn Stun-
den harte Arbeit verrichten, Pausen oder
freie Tage gibt es nicht“. Ihre Papiere wer-
den ihnen abgenommen, damit sie sich
nicht selbständig bewegen können. Sie le-
ben unter ständiger Überwachung durch
nordkoreanische Aufseher. Ein Sklavensys-
tem und genauso ist es organisiert.

S
eit April 2021 müssen Nordkorea-
ner, die von ihrer Regierung zur
Zwangsarbeit im Ausland gezwun-
gen werden, zusätzliche „Loyali-

tätszahlungen“ an das Regime leisten. Die
etwa 50 000 nach Russland entsandten
Nordkoreaner müssen demnach monatlich
versprochen hatte.
Das nordkoreanische Regime plant laut

diesen Informationen zudem, 10 000 we-
gen der Corona-Pandemie gestrandete
Zwangsarbeiter aus China zurückzuholen
und sie durch neue Arbeitskräfte zu erset-
zen. Die Arbeiter wurden zuletzt nach Aus-
bruch des Virus in strikte Isolation ge-
schickt. Die Entsendung illegaler Zwangs-
arbeiter in Staaten wie China oder Russ-
land und die daraus resultierenden Devi-
seneinnahmen machen einen gewichtigen
Teil des nordkoreanischen Staatshaushalts
aus. Die meisten der Arbeitskräfte, die jetzt
ersetzt werden sollen, sind Frauen. Allein in
der chinesischen Stadt Dandong sollen
rund 30 000 nordkoreanische Arbeiterin-
nen und Arbeiter illegal beschäftigt sein.
Da ihre Anstellung seit 2019 durch UN-
Sanktionen untersagt ist, erhalten sie häufig
studentische oder touristische Visa für ihre
Einreise. Das Kim-Regime umgeht so die
Sanktionen und erhält dafür Hilfe von
Russland und China bei der Ausstellung der
Devis
Wladiwostok April 2019 Foto: dpa


